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Fluchtgründe

In Afghanistan sind nach dem längsten 
NATO-Einsatz der Geschichte mit zwan-
zigjähriger Dauer seit August dieses Jahres 
die Taliban wieder an der Macht. Trotz 
anders lautender Bekundungen beginnen 
diese  –  wie bereits in den Jahren 1996 
bis 2001  –  erneut damit, unter anderem 
Frauen zu unterdrücken, die Pressefrei-
heit massiv zu beschränken und die Volks-
gruppe der Hazara zu verfolgen. 

Zudem ist die wirtschaftliche Lage im 
Land katastrophal. Die Afghanistan-Beauf-
tragte des UNO-Welternährungspro-
gramms (WFP), Mary-Ellen McGroarty 
prognostizierte bereits Anfang Oktober 
(https://bit.ly/3oCriht), dass es sich nur 
noch um Wochen handeln könne, bis die 
Ökonomie des Landes zusammenbre-
che. Auch im jüngsten Lagebericht des 
Auswärtigen Amtes wird gewarnt, dass 
die schon durch die Folgen der COVID-
19-Pandemie und anhaltende Dürreperio-
den angespannte Wirtschaftslage in Folge 
des Zusammenbruchs der afghanischen 
Republik vor dem vollständigen Kollaps 
steht. 

Im aktuellen Lagebericht des Auswärti-
gen Amts vom 21. Oktober 2021 fehlt 
indessen vollständig das Kapitel „Rück-
kehrfragen“, in welchem üblicherweise 
auf die Situation von Rückkehrenden ins-
besondere auch aus dem westlichen Aus-
land und auf finanzielle und sonstige Rück-
kehrhilfen eingegangen wird. So konnten 
theoretisch etwa alleinstehende erwach-
sene afghanische Männer nur im Falle der 
freiwilligen Rückkehr und im Zuge eines 
erheblich bürokratischen Verfahrens bis 
zu 3.700 Euro an Rückkehrhilfen aus den 
Programmen REAG/GARP und Start-
hilfe Plus erhalten. In der Praxis zeigte 
sich indes, dass viele freiwillig Zurück-
gekehrte vor Ort leer ausgehen (https://
www.freiwillige-rueckkehr.de/). Letzteres 

ficht allerdings einige Verwaltungsgerichte 
nicht an, die allein die theoretische Mög-
lichkeit der Rückkehrhilfen für Freiwillige 
als Beleg nicht bestehender Rückkehrri-
siken für Abgeschobene missdeuten (z.B. 
VG Freiburg am 05. März 2021: www.
openjur.de/u/2331941.html). 

Seit dem 17. August 2021 ist die geför-
derte freiwillige Rückkehr nach Afghanis-
tan aufgrund der sich stark verschlech-
ternden Sicherheitslage in Afghanis-
tan bis auf weiteres vollständig ausge-
setzt (https://bit.ly/3wB6p9P). Hilfreich 
ist in dieser Situation der schleswig-hol-
steinische Erlass vom 12. Oktober 2021 
(https://bit.ly/3kuPmkV), der auf Möglich-
keiten einer ermessenspositiven Anwen-
dung des § 25 Aufenthaltsgesetz bei 
Afghan*innen dahingehend verweist, dass 
seit dem Regimewechsel in Kabul am 15. 
August 2021 selbst eine freiwillige Rück-
kehr nach Afghanistan nicht mehr zumut-
bar sei. 

Rückkehrrisiken 
& Abschiebungsstopp

Hinzu kommt, dass Rückkehrer aus dem 
westlichen Ausland in Afghanistan schon 
vor deren Machtübernahme massiven 
Anfeindungen seitens der Taliban, des Isla-
mischen Staats und krimineller Banden 
ausgesetzt waren. So wurden die Rückeh-
renden zum einen aufgrund der Flucht 
nach Europa und dem deswegen unter-
stellten „Überlaufen zum Feind“ als 
Gegner oder zum anderen auch als ver-
meintlich lohnendes Opfer von Raub und 
Erpressung verfolgt. Es traf sie der Vor-
wurf der Verwestlichung, von „unmorali-
schem“ Verhalten in Europa, als auch der 
Apostasie, also dem Abfall vom muslimi-
schen Glauben aufgrund der Assoziation 
mit Ungläubigen. Zu diesem Ergebnis kam 
eine Studie der Afghanistan-Expertin Frie-
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derike Stahlmann im Juni 2021 (siehe dazu 
Eva Biereder auf S. 42). Die Gefahr derar-
tiger Anfeindungen und darauf basieren-
der Verfolgungen seitens der Taliban ist 
nach deren Machtübernahme um ein Viel-
faches höher (siehe dazu Susanne Stephan 
auf S. 22). 

Es bedarf aber angesichts der geschilder-
ten dramatischen Lage gerade auch für 
Rückkehrer aus dem westlichen Ausland 
eines offiziellen Abschiebestopps im Sinne 
von § 60a Abs. 1 AufenthG, um Ausrei-
sepflichtigen Sicherheit zu vermitteln. Es 
reicht nicht aus, dass Abschiebungen nach 
Afghanistan derzeit lediglich ausgesetzt 
sind.

Bleiberechtsregelung
Für die bereits länger in Deutschland 
lebenden etwa 30.000, in Schleswig-Hol-
stein ca. 2.500 afghanischen Staatsange-
hörigen, die in früheren Asylverfahren 
keinen Schutz zugesprochen bekommen 
haben und teils schon seit Jahren im pre-
kären Status der Duldung leben, bedarf 
es darüber hinaus auch einer bleibe-
rechtlichen Perspektive, da sich die Situ-
ation in absehbarer Zeit nicht zu verbes-
sern vermag und der weitere Aufenthalt 
im Bundesgebiet entsprechend von langer 
Dauer sein wird. 

Eine bleiberechtliche Lösung sollte durch 
die Anwendung von § 23 Abs. 1 AufenthG 
erfolgen. § 60a Abs. 1 S. 2 AufenthG 
sieht vor, dass bei einem länger als sechs 
Monate währenden Zeitraum Abschie-
bungen nicht mehr nur über § 60a Abs. 1 
AufenthG ausgesetzt werden sollen, son-
dern § 23 Abs. 1 AufenthG gilt. Bei bishe-
rigen Abschiebestopps ist dieser vorge-
sehene gesetzliche Mechanismus nie zur 
Anwendung gelangt. Diesen gilt es aber 
zu nutzen, um zu vermeiden, dass Betrof-
fene dauerhaft im Duldungsstatus verblei-
ben. Da jetzt bereits absehbar ist, dass 
sich die Situation in Afghanistan auf unab-
sehbare Zeit nicht verbessern wird, for-
dern Flüchtlingsrat und PRO ASYL die 
sofortige Anwendung von § 23 Abs. 1 
AufenthG und die entsprechende Ertei-
lung von Aufenthaltserlaubnissen. 

Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein und 
PRO ASYL fordern von der Innenminis-
terkonferenz einen Abschiebungsstopp 
gem. § 60a Abs. AufenthG zu erlassen 
und eine sofortige Anwendung von § 23 
Abs. 1 AufenthG zu veranlassen.

Für gefährdete Personen, die nicht die 
engen Kriterien der Bundesregierung für 

eine Aufnahmezusage (siehe BMI v. 8. 
Oktober 2021: https://bit.ly/3wLe99q) 
erfüllen, aber beispielsweise aufgrund 
ihrer Tätigkeiten nicht mehr sicher in 
Afghanistan leben können, braucht es ein 
Bundesaufnahmeprogramm nach § 23 
Abs. 2 AufenthG, wobei die Bundesländer 
diesen Prozess unterstützen sollten. 

Bundes- und Landes- 
aufnahmeprogramme

Allen voran sind über ein solches Pro-
gramm Personen zu berücksichtigen, die 
in der Vergangenheit für das Auswärtige 
Amt, das Bundesverteidigungsministe-
rium, die GIZ oder andere deutsche Ins-
titutionen Dienste geleistet haben, aber 
nicht in einem unmittelbaren Angestell-
tenverhältnis zu diesen standen, son-
dern auf der Basis von Werkverträgen 
tätig oder bei Subunternehmen angestellt 
waren und deshalb im Rahmen des Auf-
nahmeprogramms für Ortskräfte keine 
Aufnahme gefunden haben. Die Tali-
ban und der sogenannte Islamische Staat 
machen keinen Unterschied, ob jemand 
direkt in einem Arbeitsverhältnis zu deut-
schen Institutionen stand oder „Mitarbei-
tender externer Dienstleister“ war, wie 
es in Ablehnungen auf Anträge für Auf-
nahmezusagen nach dem Aufnahmepro-
gramm für Ortskräfte heißt. Für sie ist 
entscheidend, dass Menschen für deut-
sche Organisationen Dienste ausgeübt 
haben. Alliierte Militärs und ausländische 
Unternehmen gelten den neuen Macht-
habern und Terror verbreitenden islamis-
tischen Aufständischen gleichermaßen 
als „ungläubige Besatzer“ und ihre afgha-
nischen Kollaborateure als Landesver-
räter. Aber auch besonders gefährdete 
berufstätige Frauen, Akademiker*innen, 
potenzielle Opfer von Zwangsver-
heiratung und sexualisierter Gewalt, 
Menschenrechtler*innen, Journalist*innen, 
Künstler- und Sportler*innen sollten in 
einem Bundes- oder Landesaufnahme-
programm berücksichtigt werden (siehe 
dazu die Beiträge von Axel Meixner S. 18, 
Amal* S. 16 und Rayan* S. 20 in diesem 
Heft).

Bundes- und Landesaufnahmepro-
gramme schließen sich nicht gegensei-
tig aus, sondern sind im Gegenteil auf 
Grund ihrer unterschiedlichen Zielrich-
tungen nebeneinander zu implementie-
ren. Viele Afghanin*innen sind trotz Ange-
höriger in Deutschland vom Familiennach-
zug ausgeschlossen, etwa weil es sich um 
nicht mehr minderjährige Kinder handelt 

oder im Falle sogenannter sonstiger Fami-
lienangehöriger keine außergewöhnliche 
Härte im Sinne des § 36 Abs. 2 AufenthG 
zu konstatieren ist, für die Umstände, die 
sich aus den allgemeinen Lebensverhält-
nissen im Herkunftsland ergeben, nicht 
zählen. 

Für diese Familienangehörigen bedarf es 
neben einem Bundesaufnahmeprogramm 
Landesaufnahmeprogramme nach § 23 
Abs. 1 AufenthG aller 16 Bundesländer. 
Diese müssen – ggf. nach dem Vorbild des 
nach wie vor bestehenden Aufnahmepro-
gramms für Angehörige von aus Syrien 
stammenden Personen aus Schleswig-
Holstein (https://bit.ly/31SeD26) – auch 
den Nachzug von Angehörigen außerhalb 
der Kernfamilie ermöglichen. In einigen 
Bundesländern in ausgelaufenen Program-
men gemachte Fehler bezüglich unerfüll-
barer Verpflichtungserklärungen dürfen 
sich dabei nicht wiederholen. Das Bun-
desinnenministerium darf sich der Etab-
lierung von Landesaufnahmeprogrammen 
nicht verweigern, sondern muss jeweils 
das erforderliche Einvernehmen nach § 
23 Abs. 1 S. 3 AufenthG erklären. 

Flüchtlingsrat und PRO ASYL fordert von 
der Innenministerkonferenz, Bundes- 
und Landesaufnahmeprogramme für 
Afghan*innen zu beschließen. An die ein-
zelnen Bundesländer, insbesondere an 
Schleswig-Holstein, appellieren wir ent-
sprechende Programme zu schaffen. 

Abschließend gilt es darauf hinzuweisen, 
dass afghanische Flüchtlinge, die zum Teil 
seit vielen Jahren unter prekären Bedin-
gungen und aktuell wegen der dort herr-
schenden schwindenden Aufnahmebereit-
schaft zunehmend illegal in den Nachbar-
ländern Afghanistans leben, von Deutsch-
land nicht für das UN-Resettlement-Pro-
gramm berücksichtigt werden. In Anbe-
tracht der Not in der Region müssen aber 
afghanische Flüchtlinge im Rahmen des 
Resettlement-Programms von allen Auf-
nahmeländern berücksichtigt und die Auf-
nahmequoten stark erhöht werden. 

Günter Burkhard ist Geschäftsführer bei PRO ASYL 
in Frankfurt/M www.proasyl.de; Martin Link ist 
Geschäftsführer beim Flüchtlingsrat Schleswig-Hol-
stein www.frsh.de 
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